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BUNDESARBEITSGERICHT

3 AZR 57/06 
3 Sa 286/05 
Landesarbeitsgericht 
München

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
12. Dezember 2006

URTEIL
Kaufhold, Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle

ln Sachen

Kläger, Berufungsbeklagter und Revisionskläger,

pp.

Beklagte, Berufungsklägerin und Revisionsbeklagte,

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der mündlichen Verhandlung 

vom 12. Dezember 2006 durch den Vorsitzenden Richter am Bundesarbeitsgericht 

Dr. Reinecke, die Richter am Bundesarbeitsgericht Kremhelmer und Dr. Zwanziger 

sowie die ehrenamtliche Richterin Frehse und den ehrenamtlichen Richter 

Dr. Offergeld für Recht erkannt:
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1. Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des Landesar­
beitsgerichts München vom 27. Oktober 2005 - 3 Sa 
286/05 - aufgehoben.

2. Die Sache wird zur neuen Verhandlung und Entscheidung 
- auch über die Kosten des Revisionsverfahrens - an das 
Landesarbeitsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten um die Zahlung von Weihnachtsgeld. 1

Der am 30. Januar 1941 geborene Kläger ist Betriebsrentner der Beklagten. 2 

Er war seit dem 1. August 1973 bei der B AG beschäftigt. Sie gewährte seit den 50iger 

Jahren auch den Betriebsrentnern Weihnachtsgeld. Ihr Aufsichtsrat genehmigte mit 

Beschluss vom 31. März 1960 „eine Jahresvergütung an die Belegschaft in Höhe der 

Lohn- und Gehaltssumme vom November 1960, dazu rd. 60.000,00 DM für die Pensi­

onisten” und betonte dabei, dass „kein Präjudiz für kommende Geschäftsjahre geschaf­

fen werden“ sollte. Auch in den folgenden Jahren bewilligte der Aufsichtsrat derartige 

Zahlungen. Zumeist wurden die Leistungen als „Weihnachtsgaben” bezeichnet. Teil­

weise war nicht mehr von „Pensionisten”, sondern von „Versorgungsempfängern” oder 

„Beihilfeempfängern” die Rede. Teilweise wurden die Betriebsrentner nicht mehr ge­

nannt, ihnen aber dennoch diese Leistungen gewährt. Das Rentnerweihnachtsgeld 

betrug zunächst 50 % und später 60 % der ungekürzten betrieblichen Gesamtversor­

gung.

Die Aushänge bis zum Jahr 1975 nannten die Betriebsrentner und enthielten 3 

den Hinweis, dass durch die Gewährung der Jahresvergütung kein Präjudiz für kom­

mende Jahre geschaffen werde. Dieser Hinweis war auch in allen späteren Bekannt­

machungen enthalten. In den Bekanntmachungen der Jahre 1976 bis einschließlich 

1978 wurden jedoch nur die aktiven Mitarbeiter genannt und die Versorgungs- oder 

Beihilfeempfänger nicht mehr besonders erwähnt. Die Bekanntmachungen für die Jah­

re 1979 bis 1988, 1990 und 1991 nannten wieder sowohl die aktiven Mitarbeiter als 

auch die Versorgungsempfänger. Im Jahre 1992 und ab dem Jahre 1995 wurde das
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Rentnerweihnachtsgeld in den ausgehängten Bekanntmachungen nicht mehr ange­

sprochen.

In einer im Jahre 1993 erschienen Broschüre „Hinweise für unsere Mitarbeiter 4

vor dem Ruhestand“ hieß es:

„Diese Broschüre berücksichtigt die betrieblichen und gesetzli­
chen Bestimmungen nach dem Stand vom 1. Januar 1993.

Die Broschüre gibt nur Erläuterungen. Die Ansprüche der Be­
triebsangehörigen richten sich ausschließlich nach den gesetz­
lichen und betrieblichen Regelungen. ...

2.3 Weihnachtsvergütung
Auch als Rentner erhalten Sie jeweils im November eines Jah­
res eine Weihnachtsvergütung, wenn sie der Aufsichtsrat ge­
nehmigt hat. ...“

Im April 1996 trat die B N GmbH auf Grund eines Betriebsübergangs in die 5 

Rechte und Pflichten aus dem Arbeitsverhältnis des Klägers ein. Mit Schreiben vom 

11. April 1996 unterrichtete die B AG als Betriebsveräußerin die betroffenen Arbeit­

nehmer über die Folgen des Betriebsübergangs wie folgt:

Besitzstandswahrung

Das gilt selbstverständlich nicht nur für Ihren ganz persönli­
chen Arbeitsvertrag, der ja nur den kleineren Teil Ihrer Rechte 
und Pflichten regelt. In größerem Umfang bestimmt sich das 
Arbeitsverhältnis nämlich nach Tarifverträgen und Betriebsver­
einbarungen, die den Charakter von .betrieblichen Gesetzen’ 
haben. ...

In Betriebsvereinbarungen sind beispielsweise geregelt:

Die B N GmbH als neuer Arbeitgeber übernimmt auch solche 
Leistungen, die beim B in betrieblichen Richtlinien geregelt 
sind, etwa Jahresvergütung und Beihilfen. Mit dem Betriebs­
übergang auf die B N GmbH wird ausdrücklich nicht das Ziel 
verfolgt, die derzeitigen Mitarbeiter von den Sozialleistungen 
des B abzukoppeln. Dabei muß in Kauf genommen werden, 
daß die B N GmbH für ihre Mitarbeiter zum Teil unterschiedli­
che Regelungen haben wird.”

6Nach dem Betriebsübergang erhielten die Betriebsrentner ebenso wie die ak­

tiven Arbeitnehmer „Weihnachtsgaben“. Die mit Zustimmung des Vorstandes erlasse­

nen Bekanntmachungen der B AG enthielten nach wie vor den Vorbehalt, dass die
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Zahlungen ohne Präjudiz für die kommenden Jahre erfolgten. Im Jahre 1992 und ab 

dem Jahre 1995 wurden jedoch die Betriebsrentner in den Bekanntmachungen nicht 

erwähnt.

Durch Aufhebungsvertrag vom 27. Februar/12. März 1998 beendeten der Klä- 7 

ger und die B N GmbH das zwischen ihnen bestehende Arbeitsverhältnis einvernehm­

lich zum 31. Dezember 1998. Der Kläger verpflichtete sich in § 1 Nr. 3 des Aufhe­

bungsvertrages, umgehend Arbeitslosengeld zu beantragen. Die Beklagte hatte ihm 

nach § 2 Nr. 2 des Aufhebungsvertrages „einen Aufstockungsbetrag in Höhe der Diffe­

renz zwischen dem Arbeitslosengeld des Arbeitsamtes und 100 % eines monatlichen 

Aktiv-Nettoeinkommens” zu zahlen. Zur betrieblichen Altersversorgung und zu den 

sonstigen Leistungen vereinbarten sie:

„§5
Betriebliche Altersversorgung

1. Die versorgungsfähige Dienstzeit endet mit dem Beendi­
gungstermin gem. § 1 Ziffer 2.

2. Das bei Eintritt in diese Vereinbarung ermittelte versor­
gungsfähige Einkommen (ohne Haushaltszulage) wird bis 
zum Eintritt des Versorgungsfalles um die während dieses 
Zeitraumes vereinbarten prozentualen tariflichen Vergü­
tungsänderungen in der jeweiligen individuellen Vergü­
tungsgruppe angepaßt.

3. Der Anspruch auf betriebliche Versorgung wird um einen 
versicherungsmathematischen Abschlag von 0,3 % für 
jeden Monat der vorzeitigen Inanspruchnahme vor vollen­
detem 63. Lebensjahr gekürzt.

4. Für die Ermittlung der betrieblichen Altersversorgung ge­
mäß BV 100 wird die Sozialversicherungsrente zugrunde 
gelegt, die sich ohne den versicherungsmathematischen 
Abschlag in der gesetzlichen Rentenversicherung erge­
ben hätte.

5. Im übrigen gelten die Bestimmungen der BV 100 bzw. 
BV 110 der B AG in der jeweils gültigen Fassung.

§7
Sonstige Leistungen

Herrn G werden von der N GmbH bei Inanspruchnahme 
dieser Regelung und während der Laufdauer dieses Ver­
trages folgende Leistungen gewährt:

<=> anteilige Jahresvergütung bis zum Zeitpunkt des Aus­
scheidens,
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während der Laufzeit dieses Vertrages abweichend 
von den Richtlinien für Jahresvergütung im Monat No­
vember Weihnachtsgeld in Höhe von 450,00 DM, im Jahr 
des Übergangs und Ausscheidens aus dieser Regelung 
zeitanteilig,

Im übrigen gelten während des Vertragszeitraumes hin­
sichtlich der Gewährung von sozialen Leistungen die Re­
gelungen wie für Versorgungsempfänger der B AG. Ab 
Bezug einer Rente aus der gesetzlichen Rentenversiche­
rung erhält Herr G soziale Leistungen entsprechend den 
für Versorgungsempfänger der B AG jeweils geltenden 
Regelungen. Eventuell aus der Gewährung o.g. Leistun­
gen resultierende Steuer- und Sozialversicherungsbeiträ­
ge werden von Herrn G übernommen.“

Nach der Verschmelzung mit der P AG firmierte die B AG zum 14. Juli 2000 in 8 

die E AG um. Sie schloss mit dem Gesamtbetriebsrat am 21. Dezember 2000 die Be­

triebsvereinbarung zur Aufhebung bestehender Betriebsvereinbarungen (BV Aufhe­

bung Aktive). Deren § 1 regelte den „Wegfall bisheriger betrieblicher Leistungen” wie 

folgt:

„E und der Betriebsrat vereinbaren einvernehmlich, dass die 
folgenden Betriebsvereinbarungen ab dem 01.01.2001 für alle 
Arbeitnehmer/innen, die in einem Arbeits- oder Ausbildungsver­
hältnis bei einer der im Rubrum genannten Gesellschaften ste­
hen, entfallen.

Ehemaliger B-Bereich

- Jahresvergütung: Begrenzung bzw. Kürzung auf max. 110 % 
einer Monatsvergütung ab 01.01.2001 (Tarifmitarbeiter)

Eine Nachwirkung der aufgehobenen Betriebsvereinbarungen 
ist ausgeschlossen.”

In den Jahren 1999 und 2000 erhielt der Kläger nach den Unterlagen der Be- 9 

klagten kein Weihnachtsgeld, auch nicht den in § 7 des Aufhebungsvertrages genann­

ten Betrag von 450,00 DM.

Seit dem 1. Februar 2001 bezieht er Rente aus der gesetzlichen Rentenversi- 10 

cherung und von der Beklagten, die damals noch als B N GmbH firmierte, eine betrieb­

liche Altersversorgung. Die Arbeitgeberin teilte ihm mit Schreiben vom 27. November 

2001 mit, dass ihm für das Jahr 2001 eine Weihnachtsvergütung gewährt werde. Sie
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betrug 1.644,00 DM. Die letzten beiden Sätze dieses Schreibens lauteten:

„Die Weihnachtsvergütung ist eine freiwillige, widerrufliche so­
ziale Leistung. Hierdurch soll, wie schon bisher, kein Präjudiz 
für die Zukunft geschaffen werden.”

Am 10. Oktober 2002 schloss die E AG mit dem Gesamtbetriebsrat die „Be- 11 

triebsvereinbarung zur Neuregelung bzw. Aufhebung von betrieblichen Regelungen für 

Versorgungsempfänger aus dem Bereich des ehemaligen B-Konzerns (Einmalzahlung 

anlässlich des Weihnachtsfestes, Beihilfen in Krankheitsfällen, Sterbegeld/Beihilfen im 

Todesfall)“ (BV Aufhebung Versorgungsempfänger). In ihr hieß es auszugsweise:

§ 2 Beendigung von Regelungen
E und der Betriebsrat vereinbaren einvernehmlich für den unter 
§ 1 genannten Personenkreis die Beendigung der nachstehend 
genannten betrieblichen Regelungen und freiwilligen Leistun­
gen wie folgt:

1. Jährliche Einmalzahlungen anlässlich des Weihnachtsfes­
tes

a) Beendigung

Ab 01.01.2002 werden keine freiwilligen Einmalzahlungen 
anlässlich des Weihnachtsfestes für Versorgungsempfän­
ger mehr gewährt. Etwaige betriebliche Regelungen zur 
Gewährung einer freiwilligen Einmalzahlung anlässlich 
des Weihnachtsfestes werden daher ab 01.01.2002 durch 
diese Betriebsvereinbarung für Versorgungsempfänger 
beendet.

Eine Nachwirkung etwaiger betrieblicher Regelungen ist 
ausgeschlossen.

§ 3 Ausgleichszahlung
Für den Wegfall der unter § 2 genannten Leistungen werden 
folgende einmalige Ausgleichszahlungen gewährt:

Jährliche Einmalzahlung anlässlich des Weihnachtsfestes

Versorgungsempfänger ... erhalten eine einmalige Aus­
gleichszahlung in folgender Höhe:

•  Betriebsrentner € 1.100,-- brutto, ..."

Der Kläger hat die Auffassung vertreten, die Beklagte schulde das geforderte 12 

Weihnachtsgeld. Der geltend gemachte Anspruch ergebe sich aus einer betrieblichen 

Übung. Ein ausreichender Widerrufsvorbehalt fehle. Der erworbene Besitzstand habe 

nicht durch Betriebsvereinbarung beseitigt werden können.
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Der Kläger hat, soweit für das Revisionsverfahren von Bedeutung, beantragt 13

festzustellen, dass die Beklagte ihm auch weiterhin ein 
jährliches Weihnachtsgeld in Höhe von 60 % des mo­
natsdurchschnittlichen Versorgungsbezuges bezahlen 
muss.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat die Auffassung ver- 14 

treten, ein Anspruch auf Weihnachtsgeld stehe dem Kläger nicht zu. Eine entspre­

chende betriebliche Übung habe nicht bestanden. Die Arbeitgeberin habe stets zum 

Ausdruck gebracht, dass es sich auch beim Rentnerweihnachtsgeld um eine freiwillige 

Leistung ohne Präjudiz für die Zukunft handele. Die Beklagte hat behauptet, im Jahr 

1995 und durchgehend ab dem Jahr 1997 hätten sämtliche Anschreiben an die Be­

triebsrentner den ausdrücklichen Hinweis enthalten, dass die Leistung ohne Präjudiz 

für die Zukunft erfolge.

Das Arbeitsgericht hat dem Kläger das geforderte Weihnachtsgeld durch Teil- 15 

urteil zugesprochen. Das Landesarbeitsgericht hat auf die Berufung der Beklagten die­

se Klage abgewiesen. Mit seiner Revision verfolgt der Kläger sein bisheriges Klagebe­

gehren weiter.

Entscheidungsgründe

Die Revision des Klägers ist begründet. Sie führt zur Zurückverweisung des 16 

Rechtsstreits an das Landesarbeitsgericht. Nach seinen tatsächlichen Feststellungen 

ist nicht auszuschließen, dass eine betriebliche Übung zustande kam und dem Kläger 

die geltend gemachte Forderung auf Rentnerweihnachtsgeld zusteht.

A. Der im Revisionsverfahren anhängige Feststellungsantrag ist zulässig. Ihm 17 

steht nicht der Grundsatz des Vorrangs der Leistungsklage entgegen. Dieser Grund­

satz gilt nicht für Klagen auf künftige Leistungen nach §§ 257 bis 259 ZPO. Auch eine 

Aufteilung in einen Leistungsantrag für die bereits fälligen und einen Feststellungsan­

trag für die noch nicht fälligen Ansprüche ist nicht erforderlich (vgl. ua. BAG 

22. Februar 2000 - 3 AZR 39/99 - AP BetrAVG § 1 Beamtenversorgung Nr. 13 = EzA 

BetrAVG § 1 Beamtenversorgung Nr. 3, zu A der Gründe; 20. Januar 2004 - 9 AZR 

43/03- AP BGB §242 Betriebliche Übung Nr. 65 = EzA BetrAVG § 1 Betriebliche 

Übung Nr. 5, zu A I und II der Gründe).
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B. Der Anspruch des Klägers auf Rentnerweihnachtsgeld kann sich aus einer
18betrieblichen Übung ergeben. Zur Beantwortung der Frage, ob sie zustande kam, be­

darf es noch weiterer tatsächlicher Feststellungen. Eine sich daraus ergebende Ver­

pflichtung der Beklagten wurde im Aufhebungsvertrag aufrechterhalten. Sie ist auch 

später nicht wirksam aufgehoben worden.

I. Nach § 7 Satz 3 des Aufhebungsvertrages erhält der Kläger „ab Bezug einer 19

Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung ... soziale Leistungen entsprechend 

den für Versorgungsempfänger... jeweils geltenden Regelungen”. Diese Vereinbarung 

erstreckt sich auf das Rentnerweihnachtsgeld. Übernommen wurde auch die Besitz­

standswahrung, die dem Kläger anlässlich des Betriebsübergangs auf die B N GmbH 

zugesagt wurde.

1. Wie das Landesarbeitsgericht richtig erkannt hat, unterscheidet § 7 des Auf- 20

hebungsvertrages bei den sozialen Leistungen zwischen der „Laufdauer dieses Ver­

trages“ und der Zeit „ab Bezug einer Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung“.

Mit „Laufdauer dieses Vertrages“ ist die Zeit der Arbeitslosigkeit nach Beendigung des 

Arbeitsverhältnisses bis zum Eintritt in den Ruhestand gemeint. Während dieses Zeit­

raums richteten sich die dem Kläger zu gewährenden sozialen Leistungen nach § 7 

Sätze 1 und 2 des Aufhebungsvertrages. Für diesen Zeitraum wurde das Weihnachts­

geld in § 7 Satz 1 des Aufhebungsvertrages „abweichend von den Richtlinien“ eigen­

ständig geregelt. Es wurde ein im Monat November zu zahlender Betrag von 

450,00 DM vereinbart.

Weder diese Zusage noch die damit verbundenen Leistungseinschränkungen 21 

gelten ab Rentenbeginn. Ab diesem Zeitpunkt stehen dem Kläger nach § 7 Satz 3 des 

Aufhebungsvertrages „soziale Leistungen entsprechend den für Versorgungsempfän­

ger ... geltenden Regelungen“ zu. Der Begriff „soziale Leistungen“ wird in § 7 des Auf­

hebungsvertrages einheitlich verwandt. Er umfasst das Rentnerweihnachtsgeld. Daran 

ändert nichts, dass es sich beim Rentnerweihnachtsgeld um eine Leistung der betrieb­

lichen Altersversorgung im Sinne des Betriebsrentengesetzes handelt. Entscheidend 

ist die von den Arbeitsvertragsparteien gewählte Terminologie. Die Arbeitgeberin rech­

nete das Rentnerweihnachtsgeld nicht zur betrieblichen Altersversorgung, sondern sah 

darin eine zusätzliche soziale Leistung. An diese Unterscheidung knüpfte auch die BV 

Aufhebung Versorgungsempfänger an. In der Versorgungsordnung wurde das Rent­

nerweihnachtsgeld nicht angesprochen.
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2. Die dynamische Verweisung in § 7 Satz 3 des Aufhebungsvertrages ist um-
22fassend. Die durch den Betriebsübergang auf die B N GmbH ausgelöste Besitzstands­

wahrung wurde nicht ausgeklammert. Im Gegenteil: Die Vertragspartner haben die 

bisherige Besitzstandswahrung vorausgesetzt und an sie angeknüpft. Dies zeigt insbe­

sondere § 5 Nr. 5 des Aufhebungsvertrages, wonach „die Bestimmungen der BV 100 

bzw. BV 110 der B AG in der jeweils gültigen Fassung“ gelten. Auf Grund der Über­

nahmevereinbarung iVm. der arbeitsvertraglichen Jeweiligkeitsklausel kommt es auf 

die Rechtsentwicklung bei der B AG und ihrer Rechtsnachfolgerin an.

Die Besitzstandswahrung besteht darin, dass die Mitarbeiter, deren Arbeits- 23 

Verhältnis auf die B N GmbH übergangen ist, die gleichen sozialen Leistungen erhalten 

wie die ehemaligen Mitarbeiter der B AG, deren Rechtsnachfolger die E AG ist. Dies 

entspricht der insoweit übereinstimmenden Vorstellung der Parteien. Dementspre­

chend betonte die B AG in ihrem Schreiben vom 11. April 1996, dass der Betriebs­

übergang auf die B N GmbH nicht dazu führen sollte, „die derzeitigen Mitarbeiter von 

den Sozialleistungen des B abzukoppeln“.

II. Das Landesarbeitsgericht hat aufzuklären, ob es bei der B AG eine betriebli- 24

che Übung gab, den Betriebsrentnern das vom Kläger geforderte Weihnachtsgeld zu 

zahlen.

1. Im Bereich der betrieblichen Altersversorgung ist die betriebliche Übung vom 25

Gesetzgeber ausdrücklich als Rechtsquelle anerkannt (§ 1b Abs. 1 Satz 4 BetrAVG).

Ob eine betriebliche Übung zustande kam und welchen Inhalt sie hat, unterliegt der 

vollen revisionsrechtlichen Überprüfung (BAG 28. Juni 2006 - 10 AZR 385/05- AP 

BGB § 242 Betriebliche Übung Nr. 74 = EzA BGB 2002 § 242 Betriebliche Übung 

Nr. 7, zu I I 2 d aa der Gründe mwN unter Aufgabe der früheren Rechtsprechung). Die­

se Auffassung teilt der Dritte Senat. Eine betriebliche Übung wirkt auf alle Arbeitsver­

hältnisse ein; individuelle Einzelheiten werden nicht verhandelt. Sie führt ähnlich wie 

ein Formulararbeitsvertrag zur Vereinheitlichung der Arbeitsbedingungen und damit zu 

einer Typisierung (vgl. dazu BAG 25. Juni 2002 -3  AZR 360/01 - AP BetrAVG §16 

Nr. 50 = EzA BetrAVG § 1 Betriebliche Übung Nr. 3, zu B I11 der Gründe).
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2. Eine betriebliche Übung kann auch dadurch entstehen, dass im Versorgungs- 26 

fall an die ausgeschiedenen Arbeitnehmer Leistungen erbracht werden. Die Arbeit­

nehmer, die unter ihrer Geltung im Betrieb gearbeitet haben, können darauf vertrauen, 

dass diese Übung nach ihrem Ausscheiden bei Eintritt des Versorgungsfalles fortge­

führt wird (vgl. ua. BAG 16. Juli 1996 -3  AZR 352/95- AP BetrAVG § 1 Betriebliche 

Übung Nr. 7 = EzA BetrAVG § 1 Betriebliche Übung Nr. 1, zu B I der Gründe). Aus 

betrieblicher Übung können sich auch Ansprüche auf ein 13. Ruhegehalt ergeben. Es 

ist unschädlich, wenn diese Leistung in der Ruhegeldordnung nicht vorgesehen ist (vgl. 

ua. BAG 30. Oktober 1984 - 3 AZR 236/82 - BAGE 47, 130, zu 12 a der Gründe).

Nach ständiger Rechtsprechung des Senats entsteht eine betriebliche Übung 27 

durch ein gleichförmiges und wiederholtes Verhalten des Arbeitgebers, das den Inhalt 

der Arbeitsverhältnisse oder der Rechtsverhältnisse mit Betriebsrentnern gestaltet und 

geeignet ist, vertragliche Ansprüche auf eine Leistung zu begründen, wenn und soweit 

Arbeitnehmer oder Betriebsrentner aus dem Verhalten des Arbeitgebers schließen 

durften, ihnen werde eine entsprechende Leistung auch künftig gewährt (vgl. ua.

25. Juni 2002 - 3 AZR 360/01 - AP BetrAVG §16 Nr. 50 = EzA BetrAVG § 1 Betriebli­

che Übung Nr. 3, zu B 11 der Gründe). Auf die subjektiven Vorstellungen des Arbeit­

gebers und damit auf die interne Entscheidungsfindung kommt es nicht an. Entschei­

dend ist, ob der Arbeitnehmer dem Verhalten des Arbeitgebers einen Verpflichtungswil­

len entnehmen kann (vgl. ua. BAG 19. Mai 2005 - 3 AZR 660/03 - AP BGB § 242 Be­

triebliche Übung Nr. 71 = EzA BetrAVG § 1 Betriebliche Übung Nr. 6, zu II 4 a der 

Gründe mwN).

a) Bei der B AG erhielten mindestens seit 1960 deren Versorgungsempfänger 28

jährlich „Weihnachtsvergütungen“, „Weihnachtsgaben“ oder gleichartige Leistungen.

Sie gewährte auf Grund der Beschlüsse ihres Vorstandes auch in den Jahren nach 

1996 ihren Versorgungsempfängern ein Weihnachtsgeld. Dies hat die Beklagte nicht 

bestritten, sondern wegen der Vorbehalte in den Bekanntmachungen für unerheblich 

gehalten. Ebenso wenig ist die Berechnung des Weihnachtsgeldes im Streit.

b) Es ist nicht auszuschließen, dass die Arbeitgeberin durch ihr seit 1995 zu ver- 29

zeichnendes Verhalten den Eindruck erweckte, beim Rentnerweihnachtsgeld bestehe

eine dauerhafte Bindung. Das Fehlen jedes Rechtsbindungswillens muss klar zum 

Ausdruck gebracht werden (vgl. BAG 19. Mai 2005 - 3 AZR 660/03 - AP BGB § 242 

Betriebliche Übung Nr. 71 = EzA BetrAVG § 1 Betriebliche Übung Nr. 6). Wenn sich 

das Zahlungsversprechen erkennbar auf das jeweilige Jahr beschränkt, sind Ansprü-
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che der Leistungsempfänger für die zukünftigen Jahre ausgeschlossen. Dies ist nur 

dann hinreichend deutlich geschehen, wenn die Beklagte - wie sie behauptet hat - im 

Jahr 1995 und durchgehend ab dem Jahr 1997 in sämtlichen Anschreiben an die Be­

triebsrentner ausdrücklich darauf hinwies, dass die Leistung ohne Präjudiz für die Zu­

kunft erfolge.

aa) In den Jahren 1969 bis einschließlich 1991 - ausgenommen die Jahre 1976 30

bis 1978- befassten sich die im Unternehmen ausgehängten Bekanntmachungen der 

B AG auch mit den an die Versorgungsempfänger zu zahlenden Weihnachtsgeldern. 

Außerdem wurde darauf aufmerksam gemacht, dass „durch die Gewährung der Jah­

resvergütung kein Präjudiz für kommende Jahre geschaffen“ werde. Dabei handelte es 

sich um einen sog. Freiwilligkeitsvorbehalt, der das Entstehen einer betrieblichen Ü- 

bung verhinderte (vgl. dazu ua. BAG 28. April 2004 - 10 AZR 481/03- AP TVG §4  

Ausschlussfristen Nr. 175 = EzA TVG § 4 Ausschlussfristen Nr. 172, zu I11 der Gründe 

mwN).

bb) Nach den tatsächlichen Feststellungen des Landesarbeitsgerichts fehlte in 31

den Bekanntmachungen für das Jahr 1992 und ab dem Jahr 1995 ein Hinweis auf das 

Rentnerweihnachtsgeld. Unerheblich ist es, dass diese Feststellung in den Entschei­

dungsgründen enthalten ist. Die Bindungswirkung für das Revisionsgericht entfällt hier­

durch nicht (BAG 18. September 2003 -2  AZR 498/02- AP ZPO § 314 Nr. 4 = EzA 

ZPO 2002 §314 Nr. 1, zu B 11 der Gründe mwN). Eine betriebliche Übung entsteht 

nach dreimaliger Zahlung ohne hinreichend deutlichen Ausschluss eines Rechtsbin­

dungswillens (vgl. ua. BAG 26. März 1997 - 10 AZR 612/96-AP BGB § 242 Betriebli­

che Übung Nr. 50 = EzA BGB § 242 Betriebliche Übung Nr. 38, zu I11 der Gründe). 

Demnach kommt es auf das seit dem Jahre 1995 zu verzeichnende Verhalten der B 

AG und ihrer Rechtsnachfolgerin an.

cc) Solange die Bekanntmachungen das Rentnerweihnachtsgeld erwähnten, ent- 32 

hielten sie einen ausreichenden Freiwilligkeitsvorbehalt. Nach der Behauptung der Be­

klagten in der mündlichen Verhandlung vor dem Landesarbeitsgericht erfolgte die Zah­

lung des Rentnerweihnachtsgeldes nach 1994 auf Grund von Schreiben, in die 

-abgesehen vom Jahr 1996- der gleiche Vorbehalt aufgenommen wurde wie in die 

Bekanntmachungen für das Weihnachtsgeld der aktiven Arbeitnehmer. Dabei ist zu 

berücksichtigen, dass die Aushänge für aktive Arbeitnehmer bestimmt und zur Informa­

tion der Betriebsrentner nur sehr begrenzt geeignet sind. Deshalb lag es nicht fern, die 

für die Betriebsrentner bestimmten Vorbehalte in die an sie gerichteten Schreiben auf-
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zunehmen. Der Ausgangspunkt einer betrieblichen Übung - die mehrfache Zahlung 

des Rentnerweihnachtsgeldes - und deren Grundlage - die Anschreiben an die Be­

triebsrentner - können nicht von der Erklärung des Vorbehalts getrennt werden. Es ist 

davon auszugehen, dass die Versorgungsanwärter von der Zahlung eines Rentner­

weihnachtsgeldes erfahren. Für den mit der Zahlung verbundenen Vorbehalt gilt nichts 

anderes.

dd) Entscheidend ist, ob seit dem Jahre 1995 in die Anschreiben an die Betriebs- 33 

rentner ein ausreichender Freiwilligkeitsvorbehalt aufgenommen wurde. Ein derartiger 

Vorbehalt ist den in der Broschüre der B AG enthaltenen „Hinweisen für unsere Mitar­

beiter vor dem Ruhestand“ (Stand: 1. Januar 1993) nicht genügend deutlich zu ent­

nehmen. Deshalb kommt es nicht darauf an, inwieweit diese Broschüre unter den Mit­

arbeitern vor Eintritt in den Ruhestand verteilt wurde und ob sie der Kläger erhielt.

Eine Verknüpfung des Rentnerweihnachtsgeldes mit der Jahresvergütung der 34 

aktiven Mitarbeiter ist in dieser Broschüre im Gegensatz zur früheren nicht mehr vor­

gesehen. Nach Nr. 2.3 der Broschüre (Stand: 1. Juli 1979) erhielten die Betriebsrentner 

„eine Weihnachtsvergütung, wenn der Aufsichtsrat die Zahlung einer Jahresvergütung 

an die aktiv tätigen Mitarbeiter genehmigt hat“. Nach Nr. 2.3 dieser Broschüre (Stand:

1. Januar 1993) erhielten die Betriebsrentner „eine Weihnachtsvergütung, wenn sie der 

Aufsichtsrat genehmigt hat“. Damit ist das Rentnerweihnachtsgeld, für das besondere 

Berechnungsgrundsätze gelten, nicht nur der Höhe nach, sondern auch dem Grunde 

nach verselbständigt.

Nr. 2.3 der Broschüre (Stand: 1. Januar 1993) ging allerdings nach den dama- 35 

ligen Verhältnissen davon aus, dass auch über das Rentnerweihnachtsgeld jährlich 

neu zu entscheiden war. Damit war nicht gesagt, dass dies künftig so bleiben werde.

Im Vorspann der Broschüre wurde hervorgehoben, dass nur Erläuterungen gegeben 

würden. Die Ansprüche der Betriebsangehörigen richteten sich ausschließlich nach 

den gesetzlichen und betrieblichen Regelungen. Die künftige Rechtsentwicklung blieb 

dementsprechend unberührt. Am 1. Januar 1993 bestand die für die Klageforderung 

maßgebliche betriebliche Übung noch nicht.

3. Wenn eine betriebliche Übung zustande kam, ist sie nicht einvernehmlich ge- 36 

ändert und nicht durch einen späteren Freiwilligkeitsvorbehalt eingeschränkt worden.
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Der Zehnte Senat hat angenommen, dass ein Anspruch auf Gratifikationszah- 37 

lung aus betrieblicher Übung durch eine geänderte betriebliche Übung beendet werden 

kann, wenn der Arbeitgeber erklärt, die jährliche Zahlung der Gratifikation sei (nun­

mehr) eine „freiwillige, jederzeit widerrufliche Leistung, auf die - auch zukünftig - kein 

Rechtsanspruch besteht” und die Arbeitnehmer der neuen Handhabung über einen 

Zeitraum von drei Jahren hinweg nicht widersprechen (24. November 2004 - 10 AZR 

202/04-, BAGE 113, 29, zu I I 3 c bb (3) der Gründe). Selbst wenn unter diesen Vor­

aussetzungen ein stillschweigender Ändernngsvertrag über betriebsrentenrechtliche 

Ansprüche zustande käme, wären sie im vorliegenden Fall nicht erfüllt.

Im Schreiben vom 27. November 2001 wies die B AG zwar darauf hin, dass es 38 

sich beim Rentnerweihnachtsgeld um eine „freiwillige, widerrufliche soziale Leistung“ 

handle, durch die „kein Präjudiz für die Zukunft geschaffen werden“ soll. Der Kläger 

nahm diese Einschränkung aber nicht dreimal hin. Als er im Jahr 2002 nur noch die 

Ausgleichszahlung erhielt, wehrte er sich gegen die Einstellung der Zahlungen.

III. Der auf einer betrieblichen Übung beruhende einzelvertragliche Anspruch des 39 

Klägers ist durch § 2 Nr. 1 Buchst, a BV Aufhebung Versorgungsempfänger nicht ab­

gelöst worden.

Ob der auf einer betrieblichen Übung beruhende Rechtsanspruch auf Rentnerweih- 40 

nachtsgeld als „freiwillige Einmalzahlung“ iSd. § 2 Nr. 1 Buchst, a BV Aufhebung Ver­

sorgungsempfänger anzusehen ist und damit von dieser Betriebsvereinbarung erfasst 

wird, kann offenbleiben. Ebenso kann dahinstehen, ob bereits die Veränderungssperre 

des § 2 Abs. 5 Satz 1 BetrAVG zur Unwirksamkeit der Neuregelung führt. Betriebsver­

einbarungen sind nicht ohne Weiteres das geeignete Gestaltungsmittel für die Ablö­

sung individualrechtlicher Regelungen mit kollektivem Bezug, zu denen auch betriebli­

che Übungen gehören. Entweder müssen die Neuregelungen einem kollektiven Güns­

tigkeitsvergleich standhalten - diese Voraussetzung ist nicht erfüllt - oder die bisherigen 

Regelungen müssen betriebsvereinbarungsoffen sein. Unter welchen Voraussetzun­

gen betriebliche Übungen betriebsvereinbarungsoffen sind, spielt im vorliegenden Fall 

keine Rolle. Selbst wenn die Betriebsvereinbarungsoffenheit zu bejahen ist, hat noch 

eine Inhaltskontrolle stattzufinden. Die Beklagte hat keine tragfähigen Gründe für die 

Streichung des Rentnerweihnachtsgeldes dargelegt, das zur betrieblichen Altersver­

sorgung zählt (vgl. BAG 18. Februar 2003 - 3 AZR 81/02 - AP BetrAVG § 1 Ablösung 

Nr. 38 = EzA BetrA VG § 1 Ablösung Nr. 35, zu I 1 c aa der Gründe; 29. April 2003 - 3 

AZR 247/02 - EzA BetrAVG § 1 Betriebliche Übung Nr. 4, zu II der Gründe). Das Har-
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monisierungsinteresse reicht hierfür nicht aus, zumal nach Eintritt des Versorgungsfal­

les in der Regel nur noch geringfügige Verschlechterungen gerechtfertigt sein können 

(vgl. BAG 12. Oktober 2004 - 3 AZR 557/03 - BAGE 112, 155, zu I 2 a der Gründe). 

Sonstige Gründe für die Einschränkung sind weder vorgetragen noch sonst ersichtlich.

Reinecke Kremhelmer Zwanziger

D. Offergeld H. Frehse
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